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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Konzernverantwortungsinitiative, Begrenzungsinitiative, Initiative für «eine vernünftige
Hanfpolitik» oder gar Milchkuhinitiative: Titel von Volksbegehren dürfen zwar nicht
irreführend sein – in diesem Fall müsste die Bundeskanzlei vor der Lancierung einer
Initiative eingreifen –, sie seien aber häufig einseitig und «einer sachlichen und
faktenbasierten demokratischen Diskussion nicht förderlich», argumentierte Damien
Cottier (fdp, NE) in der Wintersession 2021, um für seine parlamentarische Initiative zu
werben, mit der er neutrale Titel für Volksinitiativen forderte. Cottier erhielt
Unterstützung von Kurt Fluri (fdp, SO), der sich ebenfalls dagegen aussprach, dass Titel
von Volksinitiativen reine «Marketingelemente» sein dürfen. Sowohl Cottier als auch
Fluri zitierten ein staatsrechtliches Gutachten von Andreas Auer, das eine möglichst
neutrale Titelgebung für Volksinitiativen empfahl und auf das Beispiel von Kalifornien
verwies, wo alle Begehren lediglich mit einer Nummer verzeichnet werden. Die
Ratsdebatte war nötig geworden, weil die SPK-NR dem Vorstoss mit 19 zu 5 Stimmen
keine Folge hatte geben wollen. Für die Kommission ergriff Gerhard Pfister (mitte, ZG)
das Wort: Neutralität sei in der Politik kaum zu erreichen, auch die damit beauftragte
Bundeskanzlei würde sich wohl politisch exponieren, müsste sie einen neutralen Titel
finden. Initiativkomitees müsse es vorbehalten sein, normativ mit der Titelsetzung
bereits Kommunikation zu betreiben. Im Abstimmungskampf würden ja nicht selten
auch die Gegnerinnen und Gegner eines Begehrens dieses dann anders benennen, um
damit auf Schwächen der Initiative hinzuweisen – in der Debatte wurde auf den Begriff
«Kündigungsinitiative» hingewiesen, der für die Begrenzungsinitiative verwendet
wurde. Die Stimmbevölkerung sei genügend kompetent, um zu verstehen, was hinter
dem Namen eines Volksbegehrens stehe. Es sei zudem gar zu befürchten, dass die
Medien reisserische Titel verwenden würden, wenn die Initiativen lediglich mit
Nummern bezeichnet würden. Die Mehrheit des Nationalrats folgte ihrer Kommission
und gab der Initiative mit 157 zu 28 Stimmen keine Folge. Lediglich die geschlossen
stimmende FDP.Liberalen-Fraktion sprach sich für Folgegeben aus. 1
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1) AB NR, 2021 S. 2637 ff.; Bericht SPK-NR vom 5.11.21; LT, 9.1.21
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